und den Beweis zu geben, daß dem von beiden Kammern geäu⸗ 


Redaktion, Berlag und Drud, 
von R. Graßmann, Schulzenſtraße 17 
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Deutſchland. 

Berlin, 20. September. Beil dem aufrichtigen Willen 
auch der liberalen Parteien des Reichstages (mit Ausnahme der 
„entſchiedenen Charaktere“), die nationale Politik der Regierung zu 
unterſtützen, iſt nicht anzunehmen, daß die Adreſſe an den König, 
welche eingeſtandenermaßen faſt mehr als eine Antwort auf die 
Badener als auf die preußiſche Thronrede zu betrachten iſt, An⸗ 
nahme im Reichstage finden würde, wenn die Reglerung derſelben 
mit Nachdruck entgegenzutreten Vrranlaſſung haben ſollte. Schon 
vie geſchäftliche Behandlung der Adreſſe zeigt an, daß man auch 
die Frage der Opportunität mit Beſonnenheit erwägen will, um 
nicht etwa den Zweck zu verfehlen. Bis jetzt fehlt aber. jedes 
Anzeichen, daß die Regierung für oder gegen die Adreſſe entſchie⸗ 
dene Stellung einnehmen werde und man kann daraus ſchon den 
Schluß sieben, daß erhebliche prinzipielle Bedenken dagegen nicht 
vorhanden find, wie andererſeits die Behandlung des Gegenſtandes 
in der Thronrede von einer Provokation zu öffentlichen Kundgebun⸗ 
gen gewiß weit entfernt if, von einem dahin gehenden Wunſche 
alſo nicht die Rede ſein kann. Von den bedeutenderen deutſchen 
Blättern ſowohl wie von der ausländiſchen Preſſe, namentlich 
Englands, iſt die in dieſer Beziehung geübte Enthaltſamkeit mit 
großer Uebereinſtimmung als den Verhältaiſſen am beſten ent⸗ 
ſprechend und der jetzigen mächtigen Stellung Preußens würdig 
gerühmt worden. Daraus folgt jedoch nicht, daß man von der 
Nation und Volksvertretung im Auslande gleiche Zurückhaltung 
verlange, wie von der Regierung, und nicht allein in England, 
ſondern ſelbſt in Frankreich mehren ſich in raſcher Folge die Stim- 
men für die volle Berechtigung der deutſchen Nation zum Drängen 
nach dem Einbeitsziel. Selbſt das „Journal des Débats“ hat 
neuerdings ‚wieder ohne irgend einen Vorbehalt der vollen deutſchen 
Einigung in überzeugendſter Weſſe das Wort geredet und damit 
meine frühere Hinwelſung auf die Zweiſeelen-Redaktion der „Dé⸗ 
bate“ beſtätigt. Eine Zuſammenſtellung der Débats-Artikel über 
die deutſche Frage namentlich ſeit der Salzburger Entrevue würde 
ein buntes Bild liefern. 

Bei den Diskuſſionen über die deutſche Frage ſpielt die „Main⸗ 
linie“ eine jo hervorragende Rolle und die „Ueberſchreitung der Main- 
linie“ wird unter ſo mannichfaltigen Auslegungen herausdeduzirt, 
daß man ſich der Frage nach der thatſächlich begründeten Bedeutung 
Diejes Wortes und Begriffes kaum enthalten kann. Eine aulben⸗ 
üſche Interpretation liegt nicht vor und würde auch nichts nützen, 
well ihre Anerkennung immer nur ſo weit erfolgen würde, als an⸗ 
dere Intereſſen nicht entgegenſtehen oder der Zwang reicht, erſtere 
alſo entbehrlich if. Die „Mainlinie“ iſt im Art. IV dee Prager 
Friedens ale Grenze für das Gebiet des norddeutſchen Bundes an- 
genommen worden, da aber in demſelben Artikel auch die nationale 
Verbindung der ſüdlich der Mainlinie gelegenen deutſchen Staaten 
mit dem norddeutſchen Bund ausdrücklich ohne irgend eine Beſchrän⸗ 
kung dieſer Verbindung ſtipulirt iſt, jo iſt die Ueberſchreitung der 
Malnlinie doch ſchon im Friedensvertrag ſelbſt als Vorausſetzung 
aufgenommen, wenn man dle Verbindung als Ueberſchreitung der 
Linie bezeichnen will und die Ausführung der nationalen. Verbin- 
dung nach irgend einer Richtung hin gehört zur Erfüllung des Ver⸗ 
trags, ſo lange fie unter beiderjeitiger Verſtändigung, alſo ohne 
Zwang geſchieht; den Vorwurf einer Vertragsverletzung kann man 
alſo mit der Ueberſchreitung der Mainlinie an ſich nicht verbinden. 
— Durch das Geſetz vom 11. März 1850 ſind das polizeiliche 
Verordnungs- und Exckutlonsrecht, wie überhaupt die Verhältniſſe 
der Poligeiverwaltung geordnet; in den neuen Landesthellen haben 
ſich die geſetzlichen Beſtimmungen über die Kompetenz der Poltzel⸗ 
behörden als unvolftändig und reſormbedürftig erwieſen; es flebt 
daher die Einführung die preußtſchen Gejepes vom 11. März 1850 
für die neuen Landestheile auf dem Verordnungswege bevor. — 
Die Organiſatlonsmaßregeln, welche Gegenſtand der Berathungen 
mit den Vertrauenemännern geweſen ſind, werden ebenfalls baldigſt 
zur Publikation gelangen, da die Erledigung der wichtigeren Re- 
glerungsgeſchüfte auch während der Abweſenheit des Königs keine 
Unterbrechung erleidet. 

Berlin, 20. September. Den badiſchen Kammern iſt jetzt 
der mit Preußen abgeſchloſſene Schutz- und Trußvertrag vom 6. 
Auguſt v. J. und zwar mit der folgenden Motivirung vorgelegt 
worden: Als die Großberzegliche Regierung unterm 4. Oktober 
v. J. Ihnen den Friedensvertrag zwiſchen Baden und Preußen vom 
17. Auguſt v. J. vorlegte, war ſie noch nicht im Stande, auch den 
gleichzeitig abgeſchloſſenen Alltanzvertrag zwiſchen beiden Staaten 
zu Ihrer Kenntulß zu bringen. Der gebeime Charakter dleſes 
Vertrages legte ihr die Pflicht auf, jede darauf bezügliche Hinwel⸗ 
jung zu vermeiden, jo ſehr fie gewünſcht hätte, die Verſicherung 


ßerten Verlangen nach einem Schuß- und Trutzbündniß mit Preu⸗ 
Ben bereits thatſächlich entſprochen war. Die vorläufige Geheim- 
Haltung dieſes Vertragsſchluſſes war durch die allgemeine politiſche 
Lage, unter welcher er vollzogen wurde, geboten. Die Herſtellung 
des Friedens war damals noch nicht vollkommen geſichert; mächtige 
Rivalen drohten, ſich geſpannt gegenüberzutreten, und wenngleich 
gerade dieſe Gefahr den engeren Anſchluß Badens und ganz Süd⸗ 
deutſchlands an Preußen und feine Verbündeten nur um jo notd- 
weadiger erſcheinen ließ, jo mußte doch auf das Sorgfältigſte ver- 
mieden werden, den defenſſven Zweck des Bündniſſes zu fompromit- 
tiren und dem Wiederauebruch des Krieges irgend Anlaß und Vor 
wand zuzuführen. Die Gründe, welche bei der Auflöſung des 
deutſchen Bundes und nach dem Sieg der preußiſchen Waffen 
das ſofortige Eingehen eines militäriſchen Bündniſſes mit Nord- 
deutſchland für den Kriegsfall empfahlen, haben in Ihren vor- 
jährigen Verhandlungen über den Friedensvertrag volllommen Ans- 
druck gefunden. Dieſelben laſſen ſich in Kürze dahin zuſammen⸗ 
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faſſen, daß mit dem förmlichen Ausſcheiden Oeſterreichs aus Deutſch⸗ 
land und nach deſſen Entſagung jeder Betheiligung bei einer 
neuen Geſtaltung Deutſchlands Baden und die übrigen ſüddeutſchen 
Staaten nur in der Verbindung mit ihren norddeutſchen Stammes 
genoſſen die Wahrung der nationalen Würde und Intereſſen und 
diejenige Sicherheit finden können, ohne welche die Entwickelung 
ihrer wirthſchaftlichen Wohlfahrt und die Exiſtenz ihrer innern 
ſtaatlichen Inſtitutionen nicht möglich iſt. Da und jo lange äußere 
Umſtände einer innigeren organiſchen und verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
einigung der noch getrennten Theile Deutſchlands ſich entgegen⸗ 
ſtellen, iſt dieſelbe auf dem Weg und in der Form des internatlo⸗ 
nalen Vertrags und zunächſt für die Fragen zu ſuchen, für welche 
ein Zuſammengehen der deutſchen Staaten und Regierungen unbe⸗ 
dingt und unaufſchiebbar nothwendig iſt. Es ſind dieſes die Siche⸗ 
rung der Integrität der durch die Ereigniſſe gezogenen nationalen 
Grenzen und die Feſthaltung derſelben für ein gemeinſames und 
ungethelltes Zollgebiet. In der Erkenntniß dieſer Verhältniſſe 
und Bedürfniſſe haben auch die anderen ſüddeutſchen Staaten 
mit Preußen nicht nur Frieden, ſondern auch Allianz geſchloſſen, 
und haben, wie Baden, zu einer Herſtellang und Reorganiſa⸗ 
tion des Zollvereins Vertrages bereitwillig die Hand geboten. 
Die Alllanz- Verträge Süddeutſchlands mit Preußen und der Ihnen 
vorgelegte erneuerte Zollvereins Vertrag erfüllen jene drin- 
gendſten Bedürfniſſe und bieten zugleich den Boden für einen 
gedeihlichen und friedlichen weitern Ausbau gemeinſamer natio- 
naler Inſtitutionen. Die Allianz - Verträge zwiſchen dem Süden 
und Norden Deutſchlands ſind nichts Anderes als der Ausdruck 
einer allgemein in Deutſchland erkannten innern Nothwendigkeit. 
Es liegt ihnen nichts ferner, als eine offenſive oder aggreſſive Rich⸗ 
tung; fie konſtatiren das Bewußtſein der natürlichen Zuſammenge⸗ 
hörigkeit und den Willen, dieſe zu erhalten und zu ſchützen. Die 
Uleberlaſſung des Oberbefehls für den Kriegsfall an Se. Majeſtät 
den König von Preußen iſt durch die überwiegende Größe und 
Macht des preußiſchen Staates und des unter ſeine Leitung ge- 
tretenen norddeutſchen Bundes bedingt und durch die bewährte 
Tüchtigkeit der dortigen militäriſchen Bildung und Einrichtungen 
gerechtfertigt. Auch unter dem vormaligen Bundesverhältniß waren 
die badiſchen Truppen einem höheren Befehl untergeordnet. Die 
Erfahrungen, welche über die Gefahren einer zerſplitterten Kriegs- 
leitung in neuefter Zeit gemacht wurden, müſſen für den Ernſt 
des Krieges die einheitliche und ungeſchwächte Aktlon dringendft 
empfehlen. Die groß herzogliche Regierung hat ihre Anſchauun⸗ 


gen und Grundſätze in Betreff er deutſchen Polttik in keiner Ge⸗ 


legenbeit und nach keiner Seite hin verläugnet, ſich vielmehr jeder⸗ 
zeit zu dem Streben bekannt, nach Thunlichkeit und nach ihren 
Kräften an dem Einigungswerke Deutſchlands zu ſchaffen. Wenn 
fie bezüglich der in dem Allianzvertrag mit Preußen ſich offenba⸗ 
renden Konſequenz dieſer Richtung vorübergehend Schweigen beob- 
achtete, jo wich fie einem von der politiſchen Klugheit an die Hand 
gegebenen höheren Gebote. . 

— Es ſcheint ſich zu beſtätigen, daß die Könige von Wür- 
temberg und Balern dem Könige Wilhelm einen Beſuch auf der 
Inſel Malnau abſtatten werden. — Baron Werther trifft in die⸗ 
ſen Tagen auf der Rückreiſe nach Wien hier ein. 

— Der „Staats -Anzeiger“ enthält folgenden Allerhöchſten 
Erlaß, betreffend die Ueberweiſung des vormals kurheſſiſchen Staats- 
ſchatzes an den kommunalſtändiſchen Verband des Regierungsbezlirks 
Kaſſel: Mit Bezug auf die Verordnung vom 5. Juli d. J., ber 
treffend die in den neu erworbenen Landestheilen vorhandenen, 
zum Staats-Eigenthum gehörigen Aktiv-Kapitalienfonds, beſtimme 
Ich, daß dle bisher bei dem kurheſſſſchen Staatsſchatz verwalteten 
Kapitallen zur Verwendung für folgende Zwecke: 1) Unter- 
ſtüzung des Chaufjee- und Landwegebaues, 2) Unterhaltung der 
Land⸗Krankenanſtalten und Landes⸗Hoſpitäler, Anlegung und Unter- 
haltung einer Srrenheilanftalt, 3) Anlegung und Unterhaltung 
einer Arbeitsanftalt zur Verbüßung der von den Polizei-Behörden 
verfügten Haft von Landſtreichern, Bettlern uud Arbeitsſcheuen, 
4) Beſtreltung der Koſten der Landarmenpflege, einſchließlich der 
Anlegung und Unterhaltung eines Landarmenhauſes, 5) Unter- 
haltung und Ergänzung der Landesbibliotheken, ſowte für ähnliche, 
im Wege der Geſetzgebung feſtzuſtellende Zwecke dem kommunal⸗ 
ſtändiſchen Verbande des Reglerungsbezirks Kaſſel als ein dem 
ſelben gehöriges und von ihm zu verwaltendes Vermögen verwieſen 
werden ſoll. 

— Die Tiſchrede des Hru. v. Beuſt in Reichenberg giebt der 
„N. F. Pr.“ Anlaß zu folgenden ſchneldigen Bemerkungen: Der 
Reichskanzler gedenkt mit Bewunderung der Ergebung, Ausdauer 
und Opferwilligkeit, mit welcher das öfterreichijche Volk die Laſten 
des Krieges und die noch ſchwereren des Friedens übernommen 
hat, und bricht in die Worte aus: „Was würde dieſes Volk erft 
leiſten, wenn das Unglück aufhört!“ Ja wohl, was hätte dieſes 
Volk berelts geleiſtet, wenn ſich nicht das Unglück planmäßig an 
jeine Jerſen geheftet hätte, und wennn nicht jeder Monat feiner 
Geſchichte durch eine furchtbare Enttäuſchung bezeichnet geweſen 
wäre! Was wäre Oeſterreich heute ſchon, wenn feine konſtttutto⸗ 
nelle Entwickelung nicht erſt von geſtern, ſondern ununterbrochen 
von der Zeit datirte, wo die erſten Keime des Verfaſſungslebens 
ſchonungelos zertreten wurden! Noch find keine zwei Jahre ſeit 
der jüngſten Siſtirung der Verfaſſung verfloſſen, und wle viele 
Siſtirungen waren dieſer vorausgegangen! Wir mußten nicht nur 
unjere Frethelten und Rechte verkümmern ſehen, wir ſahen nicht 
nur von Jahr zu Jahr die Staatsſchuld und die Finanznoth wach 
ſen, Handel und Verkehr darniederliegen, die Preife aller Lebens 
bebürfnifje zu ſchwindelnder Höhe ſteigen, wir mußten es auch er- 
leben, daß unſer Kriegsweſen, deſſen Aus bildung Alles geopfert 
ward, in der Stunde der Entſcheidung ſich nicht bewährte. Ja, 
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Herr v. Beuſt, wir haben viel gelitten und geduldet, wir haben 
viel gehofft und ſind grauſam getäuſcht worden, und wenn wir 
verzweifeln wollten, wir hätten ein Recht dazu gehabt, denn das 4 
Unglück, das uns ſeit einer Reihe von Jahren in allen Geſtalten | 
beimgeſucht, war nicht von jenen, das, wie Sie jagen, „ohne die ö 
Menſchen kommt“, und wenn Sie heute den Peſſimismus tadeln, 
ſo handeln Sie wie ein Arzt, der den Patienten daraus einen Vor⸗ h 
wurf macht, daß er nicht geſund geblieben. Sie verlangen, daß 1 
wir aufhören zu zweifeln und zu verzweifeln. Sie fordern Ver⸗ H 
trauen und verſichern, daß an dem freiheitlichen Ausbau der Ver⸗ | 


faſſung emſig fortgearbeitet werde; Sie wollen nicht gedrängt fein ie 
und halten eine Beellung „über Hals und Kopf“ für bedenklich. 
Nun wahrhaftig, das Volk von Oeſtereich iſt nicht ſo verzweifelt 1 


und peſſimiſtiſch, als Sie vorausſetzen, aber es iſt gewitzigt und 
verlangt vollwichtige Bürgſchaften für die Zukunft. Sie verwei- N 
fen auf den Fortſchritt zum Beſſeren, welcher bereits eingetreten 1 
iſt, und Niemand in Oeſterreich bezweifelt die Redlichkeit Ihres h 
Wollens, aber die Bürgſchaften, die wir dafür verlangen, daß die 
kaum wiederbegonnene Verfaſſungsarbeit keine neue Unterbrechung K 
erfahre, und daß wir nicht wieder zurückgeworfen werden in das 6 
alte Elend, baben Sie uns noch nicht zu geben vermocht. Das 1 
Vertrauen, die Hoffnung, die Freude an der Arbeit und am Schaf⸗ 1 
fen wird aber erſt dann wiederkehren im öſterreichſchen Volke, wenn 
Sie auf Ihrer Wanderung zum Bergesgipfel mit dem Athem⸗ 
ſchöpfen weniger Zeit verlieren und die „abſchüſſige Stelle“ glüd- 
lich paſſirt haben werden, deren Sie neulich zu Brünn leider in 
wenig Hoffnung erregender Weiſe gedacht haben. Ar 

— Wie bereits geſtern gemeldet, fand geſtern Abend eine 

Verſammlung der Fraktion der Konſervativen ſtatt, um über den 
Antrag der National-Liberalen auf Erlaß einer Adreſſe an Se. 
Majeſtät den König zu berathen. Der Verſammlung wurde zu⸗ 
nächſt der Entwurf zu einer anderen Adreſſe mit dem Antrage 
vorgelegt, dieſen bel dem Reichstage einzureichen und ſeine An⸗ 
nahme bel dem Plenum zu beantragen. Der Entwurf war, wie 
wir hören, im Großen und Ganzen dem Inhalte des Entwurfs der 
National⸗Liberalen angepaßt und zwar ging derſelbe ſogar jo weit, 
daß er einzelne Sätze jener Adreſſe wörtlich aufgenommen hatte; 
dagegen war dem Alinen 3, welches von der Einheit des geſamm⸗ 
ten Deutſchlands handelte, eine mildere und dem Alinea 6 bis 8, 
welche von der auswärtigen Politik handeln, eine ſchärfere Faſſung 
gegeben. Nach längerer Diskuſſion erklärte ſich, wie wir hören, 
die Fraktion einftimmig dahin, daß, wenn man eine Adreſſe an 
Se. Majeſtät richten wolle, fie nur dieſem Entwürfe ihre Zuſtim⸗ 
mung geben werde. In der Majorität fand ferner die Anſicht 
Ausdruck, daß die Fraktion durch Annahme dieſes Entwurfes ſchon 
bis an die äußerſte Grenze derjenigen Konzeſſtonen gegangen ſei, | 
welche fie von ihrem Parteiſtandpunkte aus den anderen Fraktionen | 
machen könne und daß jedes Verlangen nach weiteren Konzeſſionen 
in den Grenzen der Unmöglichkeit liege. — Der Entwurf iſt, nach⸗ 
dem er zum Beſchluß erhoben wurde, ſofort der gleichfalls über den⸗ 
ſelben Gegenſtand in Berathung getretenen Fraktion der Frei- 
Konſervativen übergeben worden, welche denſelben ſoſort einer ein- 
gehenden lebhaften Beſprechung unterzogen hat. Wenngleich dleſe 
Fraktion im Anfange ſich entſchieden gegen eine Adreſſe ausgeſpro⸗ 
chen hatte, jo beſchloß dieſelbe dennoch, wie wir hören, mit Rück⸗ 
ſicht auf die beiden vorliegenden Entwürfe und um nicht eine 
ftunden- ja vielleicht tagelange Diskuſſion des Hauſes reſultatlos 
verlaufen zu laſſen, eine vermittelnde Stellung in dieſer Frage ein- 
zunehmen und eine Vereinigung der beiden größten Fraktionen des 
Reichstages herbeizuführen. Es wurde zu dieſem Behufe eine De- 
putatton, beſtehend aus den Abgg. Graf Bethuſy⸗Huc und Dr. 
Aegidi gewählt, welche die Verhandlungen leiten ſollten. — Heute 
Vormittag baben nun zunächſt die beiden Referenten für die Schluß⸗ 
berathung im Plenum, die Herren Graf Eberhard zu Stolberg 
Wernigerode und Ober-Gerichts-Rath Planck Beſprechungen über 
die beiden Adreß-Entwürfe gehalten, worauf der letztere ſofort mit 
den namhafteſten Mitgliedern der National-Liberalen Eonferirt hat. 
In gleicher Weiſe haben die Deputirten der Frei-Konſervativen mit 
den Fraktionsführern der beiden Fraktionen verhandelt. Am Nach⸗ 
mittag ſollte eine nochmalige Beſprechung der beiden Referenten 
ſtattfinden. Für den Fall, daß die erwartete Einigung nicht zu 
Stande kommen ſollte, wird, wie wir hören, heut Abend noch ⸗ 
mals eine Beſprechung der Frei-Konſervativen unter Heranziehung 
von Mitgliedern der Konſervatlveu und der National - Liberalen 
ſtattfinden, welche vorausſichtlich einen dritten Adreß-Entwurf zur 
Folge haben dürfte. Als Unterzeichner diefes Entwurfs dürften 
jedoch nicht nicht die Frei-Konſervativen allein fungiren, ſondern, 
da die Natur deſſelben eine vermittelnde fein ſoll, ſo würde dieſe 
Fraktion, um jeden Vorwurf, als ob fie nur deshalb den Antrag 
einbringe, damit ihr die Urheberſchaft zugeſchrieben werden könne, 
fern zu halten, zu den Unterzeichnern Mitglieder aller 3 Fraltionen 
heran ziehen. — In den Fraktlonen der Fortſchrittspartel, der 
freien parlamentariſchen Vereinigung und der bundesſtaatlich-kon⸗ 
flitutionellen (Partikulariſten) hält man übrigens an der Abſicht 
feſt, gegen jede Adreſſe zu ſtimmen. — Nach dieſer Sachlage ſcheint 
te ſchon jept feſtzuſtehen, daß die nächſte Sitzung des Hauſes, in 
welcher über die Adreſſe berathen werden ſoll, vor Mittwoch nicht 
ſtattfinden wird. 

— Die Fraktion der Partikulariſten hat fi nunmehr unter 
vemſelben Namen, den fie bereits in der vorigen Reichs tagsſeſſion 
angenommen batte, als „bundesſtaatlich-konſtitutionelle Fraktion“ 
fonfituirt. Es ud derſelben, wie wir hören, bis jetzt 15 Mit- 
glieder beigetreten. Heut Abend wird die Fraktlon wieder in Be⸗ 
rathung treten und wahrſcheinlich ihren Vorſtand wählen. 

3 In der Fraktion der National- Aberalen iſt man jept an 
die Berathung des Budgeis herangetrelen und hat zunächſt die 
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men. Hierzu hat man zunächſt vier General-Referenten in der 
Perſon der Herren v. Forckenbeck, Tweſten, Stephant und v. Hennig 
ernannt. Sodann hat man das Budget in ſechs Gruppen, vier 
für die Ausgaben und zwei für die Einnahmen, getheilt und für 
jede Gruppe einen Referenten und einen Korreferenten ernannt. 
| Für die erſte Gruppe (Bundesorgane und Reichstag) ind die Her- 
zen Planck und Forkel, für die zweite (Konſulatsweſen) die Herren 
Kanngleßer und v. Melle, für die dritte (Militärderwaltung) die 
| Herren Stavenhagen (Halle) und v. Forckenbeck, für die vierte 
(Marineweſen) die Herren Ruſſel und Tweſten, für die fünfte 
(Poſt⸗, Zeitungs⸗ und Telegraphenweſen) die Heeren Dr. v. Bun⸗ 

fen und Meier (Thorn) und für die ſechste (Zollweſen und Ber- 
| brauchsſteuern) die Herren Dr. Braun (Wiesbaden) und Grumbrecht 

ernannt. Ferner find zu Referenten für die Averſtonalſachen die 
Herren Roß (Hamburg), Dr. Proſch (Mecklenburg) und Krleger 


1 
| 
| Vertheilung der einzelnen Referate (für bie Fraktion) vorgenom- 


(Poſen) ernannt. — In der Fraktion iſt man der Anſicht, daß 
1 der Etat ſehr viel Nachfragen Seitens der Reichstags⸗Mitglieder 
und Erklärungen Seitens der Bundes⸗Kommiſſare erfordern wird, 
| well derſelbe nichts als ein Zablengerippe enthält. Es gehe z. B. 
g aus demſelben nichts über die Stellung der Bundesbeamten hervor, 
h es fehle die Beſtimmung über den Entlaftungsmobus, es jei nichts 
darüber enthalten, in welcher Form die Abſtimmung erfolgen ſolle, 
14 ob über die Haupt- oder über die Spezial-Etats abgeflimmt wer⸗ 
| den ſolle u. ſ. w. Dies Alles werde man erſt durch Hin- und 
N Herfragen zu erfahren ſuchen müſſen. 
1 — Die Fraktion der Fortſchrittspartel geht damit um, meh⸗ 
rere volkswirthſchaftliche Geſetze, unter Andern in Betreff der Ge- 
werbeftelheit und der Aufhebung des Koalltions Verbotes, eluzu⸗ 


1 bringen. 

9 — Bei der heute im erſten Berliner Wahlkreiſe ſtattgehabten 
ö Nachwahl für den norddeutſchen Reichstag wurden 7942 Stimmen 
| N abgegeben; davon erhielten der Kandidat der Fortſchrittspartel Stadt⸗ 
4 rath Hagen 5582 Stimmen, der Kandidat der Konſervatlven Mi- 
| 1 niſter a. D. v. Patow 1643 Stimmen, der Kandidat der National- 
1 Liberalen Aſſeſſor Jung 644 Stimmen; es zerſplitterten ſich 73 


Stimmen. Herr Hagen iſt ſomit mit großer Majorität gewählt. 
Namslau, 20. September. Im Namslau-Brieger Wahl- 
kreis wurde Freiherr v. Vincke⸗Olbendorf gegen Baron v. Sauerma⸗ 
7 Sterzendorf gewählt. 
| f Burg, 19. September. Hier iſt ein Individuum ergriffen 
worden, welches den wiederholten Verſuch machte, gefälſchte Zins⸗ 
Coupons in Appolnts von 2 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. der Magdeburg- 
Halberſtädter Eiſenbahn-Aktlen auszugeben. In ſeiner Behauſung 
N fand man bei der polizeilichen Nachſuchung noch für etwa 1100 
Tolr. dieſer Falſiſikate; auch wurden daſelbſt Stempelformen und 
andere bezügliche Geräthſchaften gefunden und in Beſchlag genom⸗ 
. men. Der Fälſcher iſt ein ſchon desſelben Verbrechens wegen be- 
Ei ſtrafter Menſch. g 
Ratzeburg, 18. September. Der telegraphiſch bereits ge⸗ 
meldete Beſchluß des Landtages wegen Realunion mit Preußen 
AR lautet nach dem „H. C.“ dahin: „da es für bie Landesvertretung 
iu bedenklich erſcheinen müſſe, wegen Veränderung der beſtehenden 
verfaſſungsmäßigen Stellung des Landes der Staats-Regierung 
gegenüber die Initiative zu ergrelfen, während ſie etwaige Vor- 
lagen der Regierung, welche eine Verfaſſungsveränderung bezwecken, 
einer näheren Erwägung zu unterziehen bereit ſein werde, über den 
vorliegenden Antrag zur Tagesordnung überzugehen.“ 

Baden. Unter anderen Geſetzvorlagen, welche dem Land⸗ 
tage gemacht worden ſind, befindet ſich auch eine ſolche über Auf- 
bebung der akademiſchen Gerichtsbarkeit. Hiernach werden die 
Studirenden der beiden Univerfitäten Heidelberg und Freiburg nur 
noch in Disziplinarſachen einen beſonderen Gerichtsſtand haben und 
im Uebrigen den gewöhnlichen bürgerlichen Gerichten unterworfen 
werden. Unter die Dieziplinarſachen fallen auch Ehrenkränkungen 
unter Stubirenden, jo wie Duelle, die auf gewöhnliche Schläger 
vollzogen ſind, im Falle ſie keine Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit 
über 14 Tage zur Folge gehabt haben. Auch die privilegirten 
Geſetze über das Kontrahiren von Schulden Seitens des Stu- 
direnden ſollen fortan aufhören. 

München, 19. September. Der „A. A. Ztg.“ ſchreibt 
man: Kürzlich hat Se. Maj. der König die Inſignlen ſeines Haus- 
ordens vom heil. Hubertus in Brillanten an den kaiſerlichen Prin- 
zen von Frankreich abgeſendet. Die Verleihung dieſes Ordens 
batte der König ſchon bel feinem Aufenthalt in Paris ange- 


kündigt. 
Ausland. 

Wien, 16. September. In der heutigen Ausſchußſitzung 
der Gemeindevertretung in Baden wurde folgende Adreſſe an das 
Abgeordnetenhaus wegen gänzlicher Beſeitigung des Konkordates 
nahezu einflimmig angenommen: Hohes Haus der Abgeordneten 
des Reichsrathes! Indem die unterzeichnete Gemelndevertretung der 
Stadt Baden in Nlederöſterreich dieſe Adreſſe in der Konkordats⸗ 
Angelegenhelt an das hohe Abgeordnetenhaus richtet, glaubt ſie 
nicht erſt mit vlelen Worten einleitend erörtern und bewelſen zu 
müſſen, wie verhängnißvoll dieſer zugleich jo wichtige Hohelts rechte 
des Staates verletzende Akt vom Anfange an nach allen Richtun⸗ 
gen geweſen und geworden iſt, und welche Nachtheille durch den- 
ſelben über das Reich gebracht wurden, welches man in Folge des- 
ſelben, zu feinem unberechenbaren Schaden, elufach den aller frei- 
beltlichen Entwicklung unfähigen „Konkordatsſtaat“ nannte. Es 
wird genügen, dies Alles nur anzudeuten, und wir ſchließen uns 
— in Erkenntniß und Geltendmachung unſerer Bürgerpflicht — 
einem unlängſt gefaßten Beſchluſſe der Gemeindevertretung der 
Haupt- und Reſidenzſtadt an und ſtimmen mit dem Wortlaute der 
diesfälligen Adreſſe derſelben vollſtändig überein. Die Gemeinde- 
vertretung der Stadt Baden erlaubt ſich hiermit — um das Ihre 
zur Widerlegung der Behauptung beizutragen, als wäre das Kon- 
kordat von der öffentlichen Meinung in Oeſterreich gebilligt — dem 
bohen Abgeordnetenhauſe die Bitte zu unterbreiten: „Das hohe 
Haus möge dahin wirken, daß im allgemeinen Intereſſe des Rei- 
ches die gänzliche Beſeitigung des Konkordates ſchleunigſt durchge⸗ 
führt und beſonders auch die jo nothwendige Reform der Volks- 
ſchule dadurch ermöglicht und eheſtens eingeleitet werde.“ 

— Nachrichten aus Ungarn zufolge, dauern dort die Pferde- 
einkäufe für Rechnung der franzöſiſchen Regierung ununterbro- 


en fort. 
Florenz, 16. September. Garibaldi if in der Nacht vom 


ö 


12. zum 13. aus Genf bier eingetroffen, ſehr verſtimmt, wie es 
heißt, über die Erfahrungen, die er auf ſeiner letzten Reiſe zu 
machen Gelegenheit hatte. 
baldi fi nunmehr an bie roͤmiſche Grenze begeben werde, wo man⸗ 
cherlel Anzelchen auf eine nahe bevorſtehende Freiſchgaren-Bewegung 
ſchließen laſſen. 
zur Ueberwachung der Grenze getroffen, 
haltung der September⸗Konvention ganz unbeſorgt ſein kann. Vor 
etwa drei Monaten konnten die Ueberwachungs-Maßregeln vieleicht 
unzureichend erſcheinen; aber jetzt iſt dies anders geworden und es 
würde in der That tollkühne Verwegenheit ſein, wenn Garibaldi es 
verſuchen wollte, jenen Maßregeln zu trotzen. 


Hie und da wird behauptet, daß Gari- 


Die Regierung hat jedoch ſo treffliche Maßregeln 
daß fie wegen Aufrecht- 


Madrid, 16. September. An einzelnen Punkten des Kö- 


nigreichs Spanien, namentlich in Navarra, haben ſich bereits 
bei dem Beginn des Aufſtandes freiwillige Abthellungen zur Be⸗ 
kämpfung der Inſurgenten gebildet, welche auch in Zukunft fort- 
beſtehen und laut minifterieller Anordnung den Namen: „Freiwil⸗ 
lige für Iſabella II.“, führen ſollen. 
tretende Freiwillige verpflichtet ſich zu einem viermonatlichen Dienft 
und die Behörden bemühen ſich, die neue Inflitution populär zu 
machen, indem ſie darauf hinwelſen, welch angenehme Verſorgung 
bei der gegenwärtigen erwerbsloſen Zeit durch den Eintritt in dle 
mehrgenannten Freiwilligenkorps geboten werde. 


Jeder in dieſe Freikorps ein⸗ 


} Pommern. 
Stettin, 21. September. Wie uyſeren Leſern aus den 
betreffenden Stadtverordnetenſitzungs⸗Berichten bekannt iſt, lag es 


in der Abſicht der ſtädtiſchen Behörden, zur demnächſtigen Deckung 
des durch die Ermäßigung der Hafenabgaben auf die Hälfte des gegen⸗ 
wärtigen Satzes für die Kämmereikaſſe entſtehenden Ausfallee, eine 


Erhöhung der Perſonal⸗Kommunalſteuer um 50 pCt. (von 20 Sgr. 
pro Portion auf 1 Thlr.) eintreten zu laſſen. Wir hören nun, daß 
neuere Erwägungen im Magtſtrats-Kollegium zu der Ueberzeugung 
geführt haben, daß jene Erhöhung den entſtehenden Ausfall kei- 
neswegs deckt und es zur Vermeidung eines event. ſtädtiſchen Defi- 
zits geboten erſcheint, noch eine umfaſſendere Beſteuerung der ſtädti⸗ 
ſchen Einwohner eintreten zu laſſen. Zur Erreichung dieſes 
Zweckes iſt nun, wie es heißt, hier (wie in Berlin) die Einfüh- 
rung einer Mlethsſteuer in Ausſicht genommen. Bindende 
ae in diefer Beziehung find allerdings noch in keiner Weiſe 
gefaßt. 

— In der verfloſſenen Nacht wurden ſämmtiche auf der Hof⸗ 
ſtelle des Bauern Hell in Clebow, Kreis Grelfenbagen, befind⸗ 
lichen Gebäude ein Raub der Flammen. Wie das Feuer entſtan⸗ 
den, iſt bisher nicht ermittelt. 

— Am 17. d. M. wurde die unverehelichte Borchardt aus 
Cronheide wegen Veruntreuung von Milch aus dem Dienſte des 
Gutsbeſitzers Runge auf Güſtow entlaſſen. Kurz nach ihrer Ent- 
fernung vermißte man aus der Leuteſtube ein Unterbett und die 
in der jetzigen Schlafſtelle der B. zu Grabow a. O. angeſtellte 
polizeiliche Recherche ergab, daß das Mädchen, ungeachtet ſie den 
Beſitz des Bettſtückes beſtritt, daſſelbe dennoch geſtohlen und ihrer 
Wirthin in Aufbewahrung gegeben hatte. 8 


Vermiſchtes. 

— (Schutzmittel gegen die Cholera.) Die „Hildesh. 
Ztg.“ veröffentlicht folgende Zuſchrift eines Arztes: Wenn gegen 
die ausgebildete Cholera bislang ein zuverläſſiges Heilmittel nicht 
entdeckt iſt, wenn ſelbſt das beſte antimiasmatiſche Mittel, das 
Chlorwaſſer, deshalb im letzten Stadium dieſer Krankheit häufig 
ſich unwirkſam erweiſen mußte, weil der Krankheitsprozeß zu raſch 
iſt, und dieſes herrliche Mittel raſch genug nicht durch den ganzen 
Darmkanal hindurch gelangen kann, um das Cholera-Miasma zu 
vertilgen, jo iſt dagegen im Beginne dieſer Krankheit von dieſem 
Heilmittel entſchleden Hülfe zu erwarten. Schreiber dieſer Zeilen 
hat erſt geſtern an ſich ſelbſt die ſchnelle Wirkung dieſes Medika⸗ 
mentes erfahren, als er, zu einem im letzten Stadium der Cholera 
darnieder liegenden Kranken gerufen, ſofort ſelbſt alle Vorboten 
dieſer Krankheit empfand und ſehr krank darniederlag. Da zur 
Vernichtung von Mlasmen (giftige Schimmelpilze) kein beſſeres 
Mittel vorhanden iſt, als Chlor, jo iſt kein Grund vorhanden, daß 
daſſelbe nicht auch die durch den Mund auf die Schleimhaut des 
Mundes, Magens und Darmcanals gelangenden Miasmen vernich⸗ 
ten ſolte. Die Praxis lehrt, daß die Theorie richtig iſt. So wle 
bei Dippterle und Scharlachbräune dieſes Mittel von entſchledener 
Wirkung iſt, jo bat es ſich bei mir auch geſtern als Heilmittel 
gegen beginnende Cholera erwleſen; denn ſchon wenige Minuten 
nachdem ich einen Löffel voll Chlorwaſſer eingenommen hatte, ver- 
minderten ſich alle Beſchwerden, und alsbald trat ein allgemeiner 
Schweiß ein, welcher 18 Stunden anbielt. Wobl bin ich etwas 
matt, aber doch Konvalescent. — Was die Anwendung des Mit- 
tels anlangt, jo empfeble ich 2 Loth Chlorwaſſer mit 1 Lolb 
deflillirtem Waſſer gemiſcht, und laſſe davon 3 Mal täglig, je 
nach dem Alter, einen bis zwei Theclöffel voll einnehmen. Waſſer 
darf nicht nachgetrunken werden, weil die Kraft ſonſt vermindert 
wird. Den Krankenwärtern und Hausgenoſſen von Cholerakranken 
empfehle ich, von dem genannten Mittel Morgens, Mittags und 
Abends einen Theelöffel voll zu nehmen, weil es ohne Zweifel das 
beſte Schutzmittel iſt, wie es ſich auch als Schutzmittel gegen die 
anſteckende Dyphterle bewährt hat. Das Chlorwaſſer if ein durch- 
aus unſchädliches Medikament, welches, von Geſunden genommen, 
wohl den Appetit vermehrt, aber keinerlel Nachtheile bringt; es 
kann alſo viel nützen, aber keinenfalls ſchaden. Dr. med. Dycs, 
Oberſtabsarzt.“ 

— Am vorletzten Donnerſtag bat bekanntlich Berlin ſeit langer 
Zeit wieder einmal Glück in der Lolterie gehabt, indem hierher 
ein Hauptgewinn von 15,000 Thlr. gefallen. Kaum hatten die 
beiden Walſenknaben die Nummer und den Gewinn gezogen und 
der Ausruf war kaum erfolgt, als eine Stimme aus der Zuhörer 
menge ſich vernebmen ließt „Gott der Gerechte mein Loos.“ Aller 
Blicke wandten ſich auf den glücklichen Spieler, der ſich hierdurch 
der Art geſchmeichelt fühlte, daß er immer lauter und lauter rief: 
„Es iſt mein voos, ich habe 15,000 Thlr. gewonnen.“ Eine laute 
Freude iſt nun aber in den Hallen der preußiſchen Fortuna nit 
geſtaltet, es trat daher der dienſthabende Schutznann an den 
Schreier beran und forderte ihn auf, ſich ruhig zu verhalten, da 
tam er aber dem Manne mit dem vielen Gelde gerade Recht. 
„Was, ich ſoll ruhig ſein, werd' ich doch laut ſagen können, ich 
habe gewonnen 15,000 Thlr.“, jo wollte hochſt wahrſcheinlich der 


Ruheſtörer jagen, es gelang ihm aber nicht, feine Rede im Saale 
zu beenden, denn mitten in derſelben fühlte er ſich beim Kragen 
gepackt und war im Nu auf den Flur geſetzt. 
Lotterlegebäude ſelbſt mit den Glücklichen um! 


So geht man im 
(Poſt.) 


Meneſte Nachrichten. 
Frankfurt a. M., 20. September. Die Naturforſcher⸗ 


Verſammlung hat für das Jahr 1868 Dresden zu ihrem Ver⸗ 
ſammlungsort auserleſen und zu Geſchäftsführern die Herren Carus 
und Weinlich beſtimmt. 


Schwerin, 20. September, Mittags. Bei der Nachwahl 


im erſten Wahlkreiſe wurde Advokat Wachenhuſen (Boitzenburg) 
definitiv für den Reichstag gewählt. 


Dresden, 20. September. (Priv.-Dep. v. Berl. B.-.) 


Herr v. Beuſt und der öſterreichiſche Geſchäftsträger von Pfuſter⸗ 
ſchmid⸗Hartenſtein find mit Gemahlinnen geſtern in Pillnitz zur 
Königlichen Tafel geladen. 


Der Kronprinz empfing Herrn von Beuſt heute Mittag 


geſtern Vormittag wurde derſelbe vom Prinzen Georg empfangen. 


Karlsruhe, 20. September, Abends. Die Adreſſe der 


Deputirtenkammer wurde heute dem Großherzoge durch eine De- 
putatlon überreicht. 
und feint Freude aus, daß ſowohl in den Fragen der inneren 
Verwaltung, wie in der natlonalen Frage die Anſchauungen der 
Kammer ſich in Uebereinſtimmung mit denjenigen der Thronrede be⸗ 


Der Großherzog ſprach derſelben ſeinen Dank 


fanden. Insbeſondere gereiche es ihm zu großer Befriedigung, daß 


er ſich mit der Volksvertretung einig wiſſe in dem Anſtreben des 
großen nationalen Zleles, deſſen Erreichung zwar mit großen 
Opfern für das Land verbunden fein werde; doch ſelen die Opfer 


um ſo lohnender, als dieſelben für die langgehegten höchſten 
Wünſche der Nation in Betreff feiner geſicherten Stellung nach 
Außen und freier Entwickelung im Innern eingeſetzt würden. Wie 
man auf ihn vertrauen dürfe, daß er feſthalten werde an dem 
vorgeſteckten Ztele, jo vertraue auch er auf die Unterſtützung ſeinee 
getreuen Volkes. 

Karlsruhe, 20. September, Abends. Der Erzbiſchof von 
Freiburg hat gegen eine Minifterialverordnung proteſtirt, welche 
für die Ausführung des Kirchengeſetzes erlaſſen war, und den pro⸗ 
teſtantiſchen wie den katholiſchen Theologen eine Staatsprüfung 
über ihre allgemeine wiſſenſchaftliche Vorbildung auferlegt hatte. 
Der Erzbiſchof hat gleichzeitig den kathollſchen Theologen unterſagt, 
fi dieſer Prüfung zu unterziehen. Ein Artikel der beutigen 
„Karlsr. Ztg.“ kündigt an, daß die Regierung für die ſtrengſte 
Durchführung der Verordnung Sorge tragen werde. 

München, 20. September, Nachmlitags. Die „Baleriſche 
Zeitung" enthält die Ernennung des bisherigen Kabinets-Chefs Lutz 
zum Staats rath und Juſtizminiſter; derſelbe wird ſein Amt am 
1. Oktober antreten. — Es iſt angeordnet, daß die Veröffentli⸗ 
chungen über die Führung der Handels regiſter, welche bisher von 
der „Baieriſchen Zeitung“ gebracht wurden, vom 1. Oktober an 


durch die „Süddeutſche Preſſe“ geſchehen ſollen. — Der öͤſterreichtſche 


Botſchafter am franzöſiſchen Hofe, Fürſt Melternich, hat ſich von 


hier nach Böhmen begeben. 

London, 20. September, Nachmittags. Nach Berichten aus 
Niwyork, welche per Dampfer „Cuba“ eingetroffen find, hat Admi⸗ 
ral Tegethoff, welcher am 26. Auguſt in Vera-Cruß angelangt war, 
die Leiche des Kalſers Maximilian daſelbſt nicht vorgefunden. Die 
Angabe, daß dieſelbe verſtümmelt worden ſei, wird entſchieden in 
Abrede geſtellt. Die in Queretaro gefangenen Kaiſerlichen Gene» 
rale find jetzt begnadigt worden. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Berlin, 21. September. Delegirte der Fraktlonen des 
Centrums, der Konfervativen, der Freikonſervativen und der Na- 
tional - Liberalen haben geſtern Abend einen neuen Adreßentwurf 
vereinbart, welchen die Fraktlonen heute berathen. Man hofft auf 
ihre Zuſtimmung. 


Börſen⸗ Berichte. 
Stettin, 21. September. Witterung: ſchön, Temperatur + 18 „R. 
Wind: S. 
An der Börje. 


Weizen behauptet, loco per 2125 Pfd. gelber 84—98 3% bez, weißer 
100 S bez., 83—85pfd. September⸗Oktober 91, 91½, ½ & bez. 
u. Gd., Oktober⸗November 88 % nom., Frühjahr 85 ½, ½ % Me bez. 
Roggen höher bezahlt, pr. 2000 Win. loco 68-71 bez, 82pib. 
72 & bez., September⸗Oktober 661, 67, 67½ 3 bez., Oktober ⸗No⸗ 
vember 65%, % Br., 65 Gd., Frühjahr 59%, 60%, 60 ½ % bez. 
Rappkuchen September-November 11½ 94 bez. R 
Gerſte loco 70pfd. Oderbruch 46—47 e bei., ſchleſ. 48—50 9% 
bez., mähriſche 50 51 ½ 94 bez., extra feine 53 % bez., Frühj. 69—70pfd. 
ſchleſ. 48 ½ % Br., 48 Gd. x 

Hafer loco pr. 50pfd. 32— 33 7% bez., Sept. Oktbr 47—5Opfd. 32%, 
S bez., Frühj. 32 & bez. 

Petroleum loco 7½ bez. 

Erbſen loco er Ri. be. 

Rübol matt, loco 111, Hg Br., September⸗Oktober 111, ! 
bez. und Br., Oktober⸗November 11Y, 34 Br., Dezember⸗Januar 11725 
3 bez., April Mail S bez. u. Gd. 

Spiritus höher, loco ohne Faß 22%, Yır 4 bez, mit Faß 22%, 
a bez, September 22 % Gd., September Oktober 21% 3% bez. U. 
Br., Frühjahr 18½ 9% bez. u. Br. 

Angemeldet: 1000 Ctr. Rüböl. 

Regulirungspreiſe: Weizen 97, Roggen 70, Räböl 11%, Spi⸗ 
ritus 22. : 
a 10 kt. 

Weizen 90-98 , Roggen 66-70 , Gerſte 40—50 , Erbſen 
6470 Ag per 25 Schſſl., Hafer 32—34 9% per 26 Schſſl., Stroh 172 
Schock 7 8 Ag, Heu vr. Ctr. 20 bis 25 . 

Breslau, 20. September. Spiritus per 8000 Tralles 21. Weizen 
pr. September 81. Roggen pr. September 62, per Herbſt 570. Rüböl 
e 105, pr. Herbſt 10. Raps pr. September 93. Zink 
höher. 2 

Hamburg, 20. September. Getreidemarkt. Weizen Toco flau, 
auf Termine weichend per September 5400 Pfd. netto 162 Br., 161 Gd., 
pr. Herbſt 153 Br., 152 ¼ Gd. Roggen loco und Termine ſchwach be‘ 
hauptet, pr. September 5000 Pfd. Brutto 115 Br., 114 Gd. per Herbſt 
111½ Br., 111 Gd. Hafer ſehr ſtille. Spiritus ohne alle Kaufluſt, zu 
31%, angeboten. Oel matt, loco 24½, per Oktober 24 ½, per Mai 25 ½, 
— — a Zink ſchwächer, 3500 Etr. loco und Oftober-November 14 

Amſterdam, 20. September. Getreidemarkt. (Schlußbericht Rog 
gen loco 3%, fl. niedriger, auf Termine feſt. Raps per Oktober 72, Pr. 
April 75%. Rüböl pr. Oktober⸗Dezember 38 ½, pr. Mai 40%,. 
London, 20. September. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) End, 
liſcher und fremder Weizen zu Monatspreiſen verkauft, in letzterem 
Geſchaft. Mahlgerſte zu vollen Preiſen gefragt. In Hafer bedeutender 
Umſatz zu Montagspreiſen. — Sehr ſchönes Wetter. 


